
Satzung Gemeinwohl-Gesellschaft e.V. 

§ 1​ Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1)​ Der Verein führt den Namen Gemeinwohl-Gesellschaft e.V. 

(2)​ Der Verein hat seinen Sitz in Kempten (Allgäu). 

(3)​ Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§ 2​ Zweck und Gemeinnützigkeit des Vereins 

(1)​ Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

(2)​ Der Zweck des Vereins ist 

a.​ die Förderung des Umweltschutzes (§ 52 AO, Satz 2, Punkt 8), 

b.​ die Förderung der Gesundheit aller Menschen (§ 52 AO, Satz 2, Punkt 3), 

c.​ die Bildung und Beratung von Verbraucher*innen in nachhaltiger Lebensführung​
(§ 52 AO, Satz 2, Punkt 7 und 16), 

d.​ die Förderung von Tierwohl und Tierschutz (§ 52 AO, Satz 2, Punkt 14), 

e.​ die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit (§ 52 AO, Satz 2, Punkt 15), 

f.​ die Förderung einer toleranten Gesellschaft, in der alle Menschen unabhängig von ihrer 
Herkunft, Geschlecht, Hautfarbe, Sprache, Religion, politische oder sonstige Anschauung, 
nationale oder soziale Herkunft, Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, Vermögen, 
Geburt oder einem sonstigen Status gleichwertige Individuen mit einem Recht auf ein 
menschenwürdiges Leben sind (§ 52 AO, Satz 2, Punkt 10 und 18), 

g.​ die Förderung einer partizipativen Demokratie (§ 52 AO, Satz 2, Punkt 24), 

h.​ die Förderung bürgerschaftlichen Engagements für gemeinnützige und mildtätige Zwecke​
(§ 52 AO, Satz 2, Punkt 25).  

(3)​ Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

a.​ die Förderung von Aktivitäten, die ein Bewusstsein für die Zusammenhänge zwischen 
einer nachhaltigen Lebensweise, deren Auswirkung auf den Ressourcenverbrauch, die 
Belastung der Umwelt und die Auswirkungen auf die sozialen Lebensumstände der 
Menschen bilden, 

b.​ Angebot von Bildungsmaßnahmen zur Umstellung auf eine nachhaltige Lebensführung, 

c.​ Hilfe zur Selbsthilfe durch Vermittlung von Best-Practice-Beispielen, 

d.​ den Betrieb einer Informations- und Beratungsstelle für Verbraucher*innen, 

e.​ die Ermöglichung einer nachhaltigen Lebensweise. 
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(4)​ Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt in erster Linie keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. 
Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Der Verein darf 
keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck fremd sind, oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigen. Mitglieder erhalten, mit Ausnahme des Auslagenersatzes 
oder der Aufwandsentschädigung (Ehrenamtspauschale), keine Zuwendungen aus den 
Mitteln des Vereins. 

(5)​ Der Verein ist politisch und konfessionell neutral und tritt rassistischen, sexistischen, 
verfassungs- und fremdenfeindlichen Bestrebungen und anderen diskriminierenden oder 
menschenverachtenden Verhaltensweisen oder Bestrebungen entgegen, die eine nachhaltige 
Lebensweise mit extremistischem Gedankengut verbinden oder zu verbinden suchen. 

§ 3​ Mitgliedschaft 

(1)​ Der Verein bietet (stimmberechtigte) Mitgliedschaften ausschließlich natürlichen Personen an. 
Der Beitrag bemisst sich nach der Projektzugehörigkeit aus der jeweils aktuell gültigen 
Fassung der Beitragsordnung. 

(2)​ Über den in Textform verfassten Aufnahme- oder Änderungsantrag entscheidet der Vorstand, 
der diese Entscheidungsbefugnis auch delegieren kann. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht 
nicht. Eine Ablehnung des Aufnahmeantrags ist nicht anfechtbar und muss nicht begründet 
werden. 

(3)​ Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen der Zustimmung der/des gesetzlichen Vertreter/s. 

(4)​ Die Mitglieder sind verpflichtet die Vereinssatzung anzuerkennen, die Zwecke des Vereins zu 
fördern und zu unterstützen, die festgesetzten Mitgliedsbeiträge und Umlagen rechtzeitig zu 
entrichten, Anordnungen des Vorstands und Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu 
respektieren. 

(5)​ Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar. Sie endet durch freiwilligen Austritt, Ausschluss aus 
dem Verein oder Tod des Mitglieds. 

(6)​ Der freiwillige Austritt muss in Textform dem Vorstand gegenüber erklärt werden. Der Austritt 
kann nur zum Jahresende erfolgen und muss spätestens am 30.9. des Jahres beim Vorstand 
eingehen. Ausnahmen kann der Vorstand genehmigen. 

(7)​ Ein Mitglied kann jederzeit mit sofortiger Wirkung durch Vorstandsbeschluss aus dem Verein 
ausgeschlossen werden, wenn es in grober Weise gegen die Interessen des Vereins verstößt 
oder ein sonstiger wichtiger Grund, insbesondere vereinsschädigendes Verhalten, vorliegt. 

Ausschlussgründe können sein: 

●​ wenn das Mitglied trotz zweimaliger Mahnung an die zuletzt bekannte Adresse länger als 
drei Monate mit seiner fälligen Beitragszahlung in Verzug ist, ohne dass eine soziale 
Notlage nachgewiesen wird; 
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●​ bei grobem Verstoß gegen die Satzung, 

●​ wegen unehrenhaften Verhaltens innerhalb oder außerhalb des Vereinslebens, wenn 
hierdurch die Interessen und das Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit oder 
vereinsintern schwerwiegend beeinträchtigt werden. 

§ 4​ Beiträge, Gebühren, Preise, Umlagen, Aufnahmebeiträge 

(1)​ Die Mitglieder zahlen (laufende und einmalige) Beiträge, Gebühren, Preise, 
Aufnahmebeiträge und Umlagen. Details wie Höhe, Fälligkeit und Zahlungsabwicklung sind 
in der Beitragsordnung festgelegt, die von der Mitgliederversammlung beschlossen wird und 
vom Vorstand angepasst werden kann. Die Beitragsordnung ist nicht Bestandteil der Satzung. 
Sie wird den Mitgliedern in der jeweils aktuellen Fassung durch Rundschreiben (postalische 
oder elektronische Übermittlung) bekanntgegeben. 

(2)​ Ein ausgetretenes oder ausgeschlossenes Mitglied hat keinen Anspruch gegenüber dem 
Vereinsvermögen oder auf die Rückerstattung seines Beitrages. 

§ 5​ Rechte der Mitglieder 

(1)​ Die stimmberechtigten Mitglieder wählen den Vorstand. Sie können ab dem zum Zeitpunkt 
der Wahl 16. Lebensjahr wählen und ab dem 18. Lebensjahr gewählt werden. 

(2)​ Allen Mitgliedern steht das Rede- und Anwesenheitsrecht in den Mitgliederversammlungen 
zu. Sie haben das Recht der Mitgliederversammlung Anträge zu unterbreiten. Anträge zu 
Satzungsänderungen müssen dem Vorstand zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung 
eingereicht werden. 

§ 6​ Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind: 

●​ der Vorstand und 

●​ die Mitgliederversammlung. 

§ 7​ Vorstand 

(1)​ Der Vorstand besteht aus drei bis sieben Personen. 

(2)​ Im Sinne des § 26 BGB sind je zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam zur Vertretung des 
Vereins berechtigt. 

(3)​ Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei 
Jahren mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewählt. 
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(4)​ Vor der Wahl wird die konkrete Anzahl der Personen für die anstehende Vorstandswahl 
festgelegt. Sie bleiben bis zur Neuwahl im Amt. Die vorzeitige Abberufung eines 
Vorstandsmitglieds kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erfolgen. 

(5)​ Die Amtsinhaber sollen Vereinsmitglied sein. Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung 
und einen Aufgabenverteilungsplan geben. 

(6)​ Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins und erledigt alle 
Verwaltungsaufgaben sowie alle Aufgaben, die nicht durch Satzung oder Gesetz einem 
anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

●​ die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 

●​ die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung, die Leitung der 
Mitgliederversammlung durch ein Vorstandsmitglied, 

●​ die Ausgestaltung der Beitragsordnung wie Festsetzung von Höhe und Fälligkeit von 
Beiträgen, Gebühren, Preisen und Umlagen, 

●​ der Vorstand kann besondere Vertreter gemäß § 30 BGB bestellen und abberufen und 
deren Wirkungskreis bestimmen. 

●​ der Vorstand kann per Beschluss mit einfacher Mehrheit Vorstandsmitglieder und 
ehrenamtlich für den Verein nach dieser Satzung tätige Personen ihres Amtes entheben, 
wenn eine Verletzung von Amtspflichten oder der Tatbestand der Unfähigkeit zur 
ordnungsgemäßen Amtsausübung vorliegt. Dem Betroffenen ist vor der Entscheidung 
rechtliches Gehör zu gewähren. Gegen eine ordnungsgemäße Entscheidung des 
Vorstandes über die Amtsenthebung steht dem Betroffenen kein Rechtsmittel zu. 

(6)​ Scheidet ein Mitglied des Vorstandes in der laufenden Wahlperiode aus dem Amt (bei 
Rücktritt durch eine Erklärung in Textform), so kann sich der Vorstand aus dem Kreise der 
aktiven Vereinsmitglieder selbst durch Zuwahl ergänzen. Das hinzu gewählte 
Vorstandsmitglied hat die gleichen Rechte und Pflichten wie alle anderen 
Vorstandsmitglieder. 

(7)​ Die Beschlussfassung des Vorstandes erfolgt in Vorstandssitzungen, zu denen per E-Mail, 
schriftlich oder telefonisch nach Bedarf eingeladen wird. 

(8)​ Der Vorstand beschließt mit einfacher Mehrheit. Stimmvollmachten sind zulässig. Der 
Vorstand ist nur beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind. 
Bei Stimmengleichheit kommt es zur Vertagung des Tagesordnungspunktes, sofern keine 
Stimmvollmacht vorliegt. Der Vorstand ist auch beschlussfähig, wenn nicht alle 
Vorstandsämter besetzt sind. 

(9)​ Beschlussfassungen über einzelne Gegenstände sind im Umlaufverfahren per E-Mail zulässig. 
Es gelten, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt wird, die Bestimmungen dieser 
Satzung. Das antragsstellende Vorstandsmitglied legt die Frist zur Zustimmung zu einer 
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Beschlussvorlage im Einzelfall fest. Die Frist muss mindestens drei Kalendertage nach 
Versand der E-Mail-Vorlage sein. 

(10)​ Der Vorstand haftet gegenüber dem Verein und seinen Mitgliedern nur für Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit. 

§ 8​ Vergütung des Vorstands, Aufwandsersatz 

(1)​ Vorstandsmitglieder sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Sie können bei Bedarf eine 
angemessene pauschale Tätigkeitsvergütung für Zeit- oder Arbeitsaufwand erhalten. Über die 
Gewährung und Höhe der Vergütung beschließt die Mitgliederversammlung. Für den 
Abschluss von Anstellungsverträgen mit Vorstandsmitgliedern ist der Vorstand gemäß § 26 
BGB (§ 7 Abs. 2 der Satzung) zuständig. 

(2)​ Aufwendungen für den Verein werden gemäß § 670 BGB gegen Vorlage von Belegen 
ersetzt.  

§ 9​ Geschäftsführer*in 

(1)​ Der Vorstand kann zur Erfüllung seiner Aufgaben eine*n Geschäftsführer*in anstellen, 
dem/der er rechtsgeschäftliche Handlungsvollmacht erteilen kann und der/die nicht Mitglied 
des Vereins sein muss. Der Vorstand gibt die Linie für die politische und fachliche Arbeit der 
Geschäftsführung vor und kann diese in einer Geschäftsordnung niederlegen. Er/Sie erkennt 
diese Regelungen ausdrücklich als Teil des Arbeitsvertrages an. Die Geschäftsordnung wird 
dem Arbeitsvertrag als Anlage beigefügt. Der Vorstand ist weisungsbefugt und kontrolliert 
die Geschäftsführung. 

(2)​ Ein Vorstandsmitglied kann als Geschäftsführer*in angestellt werden. Bei 
Vorstandsentscheidungen, die Angelegenheit der Geschäftsführung oder seine Person 
betreffen, hat es kein Stimmrecht. 

§ 10​Mitgliederversammlung 

(1)​ Die ordentliche Mitgliederversammlung wird mindestens einmal jährlich abgehalten. Die 
Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen in 
Textform einberufen. Der Fristenlauf für die Ladung beginnt mit dem Tag der Aufgabe der 
Einladung zur Post bzw. der Absendung einer E-Mail. Maßgebend für die ordnungsgemäße 
Ladung ist die dem Vorstand letztbekannte Anschrift/E-Mail-Adresse des Mitgliedes. Die 
Mitteilung von Adressänderungen ist eine Bringschuld des Mitglieds. 

In der Einladung sind die Tagesordnung sowie die Gegenstände der anstehenden 
Beschlussfassungen anzugeben. Eine ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung 
ist unabhängig von der Zahl der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig. 
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Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen und werden nicht gezählt. Jedes 
stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme. Stimmrechtsübertragungen sind nicht möglich. 

(2)​ Die Mitgliederversammlung ist zuständig für folgende Aufgaben: 

●​ die Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, 

●​ die Wahl der Kassenprüfer*in, 

●​ die Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes, 

●​ die Entlastung des Vorstandes, 

●​ den Erlass von Ordnungen, 

●​ die Beschlussfassung über Anträge der Mitglieder und Satzungsänderungen sowie  

●​ die Auflösung des Vereins. 

(3)​ Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung erfolgt mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, sofern Gesetz und Satzung das nicht anders regeln. 
Stimmvollmachten sind nicht zulässig. Auf Antrag beschließt die Mitgliederversammlung, ob 
geheim abgestimmt wird. Bei den Wahlen ist der Kandidat gewählt, der die meisten Stimmen 
auf sich vereint. Bei Stimmengleichheit findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten mit 
den meisten Stimmen statt. 

(4)​ Jedes Mitglied kann bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der Mitgliederversammlung 
schriftlich die Ergänzung der Tagesordnung verlangen. Fristgemäß gestellte Anträge sind 
nachträglich auf die Tagesordnung zu nehmen. Die Anträge müssen den Mitgliedern nicht 
vor der Mitgliederversammlung bekannt gegeben werden. Nach Ablauf der Frist gestellte 
Anträge können nur zur Entscheidung in der Mitgliederversammlung zugelassen werden 
durch Entscheidung der Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
anwesenden Stimmberechtigten. 

(5)​ Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. Die Art der 
Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. 

(6)​ Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Für 
Satzungsänderungen ist eine Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, für die 
Änderung des Vereinszwecks und die Auflösung des Vereins eine Mehrheit von vier Fünfteln 
der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

(7)​ Eine außerordentliche Mitgliederversammlung, für deren Berufung und Durchführung die 
gleichen Bestimmungen gelten wie für die ordentliche Mitgliederversammlung, ist 
einzuberufen, wenn der Vorstand die Einberufung aus wichtigem Grund beschließt oder ein 
Drittel der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich dies unter Angabe von Zweck und 
Gründen vom Vorstand verlangt. 
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(8)​ Der Vorstand kann Satzungsänderungen, die von einem Gericht oder einer Behörde verlangt 
werden, beschließen. 

§ 11​ Protokollierung 

Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden protokolliert. Das Protokoll ist vom 
Versammlungsleiter und Protokollführer zu unterzeichnen und beim Vorstand aufzubewahren. 
Vorstandssitzungen können protokolliert werden. 

§ 12​Kassenprüfung 

Die Mitgliederversammlung wählt eine Person als Kassenprüfer*in, die nicht Vorstandsmitglied ist, 
für die Dauer von drei Jahren. Sie hat das Recht, die Vereinskasse und Buchführung jederzeit zu 
überprüfen. Am Ende eines jeden Geschäftsjahres überprüft sie die rechnerische Richtigkeit (nicht 
die Zweckmäßigkeit) der Buch- und Kassenführung. Der/Die Kassenprüfer*in erstattet Bericht in 
der nächstfolgenden Mitgliederversammlung. 

§ 13​Auflösung des Vereins 

(1)​ Die Änderung des Vereinszweckes und die Auflösung des Vereins kann nur in einer 
Mitgliederversammlung mit der in § 10 Absatz 6 dieser Satzung geregelten Stimmenmehrheit 
beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind die 
Mitglieder des Vorstandes gemäß § 7 Absatz 2 dieser Satzung gemeinsam 
vertretungsberechtigte Liquidatoren. Dies gilt auch, wenn der Verein aus einem anderen 
Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

(2)​ Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke des Vereins fällt das 
Vermögen des Vereins an den 

Verein Weltladen Kempten – Für Eine Welt e.V.​
Promenadestraße 1​
87435 Kempten (Allgäu) 

im Falle der Auflösung dieses Vereins ersatzweise an:​
​
Gemeinwohl-Ökonomie Bayern e.V.​
c/o Impact Hub München​
Gotzinger Str. 8​
81371 München.​
​
Die Empfänger haben die Mittel unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu 
verwenden. 

​
20. Juli 2025​ Seite 7 von 8 



Satzung Gemeinwohl-Gesellschaft e.V. 

§ 15​Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise rechtswidrig oder -unwirksam 
sein oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. In 
einem solchen Fall ist die Satzung ihrem Sinne gemäß zur Durchführung zu bringen. 
Rechtswidrige oder -unwirksame Bestimmungen sind unverzüglich durch Beschluss der nächsten 
Mitgliederversammlung zu ersetzen. 

§ 16​ Inkrafttreten 

Die vorliegende Satzung wurde bei der Mitgliederversammlung am 20. Juli 2025 in Durach 
beschlossen und tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 
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